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 Zürcher Sektenberatungsstelle Infosekta:
2009 mehr Anfragen zu Gemeinschaften mit christlichem Hintergrund
Zürich, 22.6.10 (Kipa) Die Zürcher Fachstelle für Sektenfragen Infosekta verzeichnete 2009 eine Zunahme der Anfragen zu Gemeinschaften mit christlichem Hintergrund. 2008 betrafen 32 Prozent der Anfragen christliche Gemeinschaften, 2009 waren es 44 Prozent, schreibt Infosekta im Jahresbericht 2009. Insgesamt verzeichnete die Fachstelle 1.065 Beratungskontakte, in denen sich "der unübersichtliche Weltanschauungsmarkt" widerspiegle.
80 Prozent der Anfragen beträfen kleine, teilweise unbekannte Gruppen und Hauskreise sowie "selbsternannte Lebensberater, Propheten und Heilerinnen". Bei einer Zuordnung der Anfragen nach weltanschaulichen Kriterien ergibt sich gemäss Jahresbericht folgendes Bild: 44 Prozent sind dem christlichen, 33 Prozent dem esoterischen und 18 Prozent dem säkularen Umfeld zuzuordnen.
"Euphorischer Kick" durch Heiligen Geist
Bei den Anfragen zu christlichen Gruppen kämen verschiedene Themen zur Sprache, so etwa die "Heilung durch den Heiligen Geist". Die Fachstelle nennt als Beispiel die Kingdom Embassy International: An den "Nights of Miracles" nähmen Personen mit schweren Gebrechen teil, die sich Heilung und Erlösung erhofften.
Ein weiteres Thema sei der "euphorische Kick" durch den Heiligen Geist, wie er etwa in der charismatischen Wort-und-Geist-Bewegung vermittelt werde: Junge Erwachsene tauchten begeistert in die neue Erlebniswelt ein und würden jeglichen Kontakt zur Familie abbrechen.
Infosekta beobachtet zudem eine Verbindung der "Kraft des positiven Denkens" mit dem christlichen Glauben.
71 Prozent der Anfragen beziehen sich auf eine konkrete Gruppe. An der Spitze stehen Scientology (7 Prozent) und die Zeugen Jehovas (6 Prozent). Erneut habe es Anfragen zum ehemaligen Verein zur Förderung der Psychologischen Menschenkenntnisse gegeben, obschon dieser sich 2002 aufgelöst habe.
Infosekta wird 20 Jahre alt
Die Beratungsstelle feiert 2010 ihren zwanzigsten Geburtstag. In den beiden Jahrzehnten hat die 1990 gegründete Fachstelle laut Jahresbericht über 18.000 Anfragen beantwortet. Während des Jubiläumsjahres soll eine Broschüre herausgegeben werden, die die Veränderungen und Entwicklungen der Sektenszene aufarbeitet. Im Herbst sind zudem verschiedene Anlässe zum Phänomen Sekte geplant.
(kipa/com/bal/gs)
Zürich: 21 Imame im Grossmünster
Zürich, 22.6.10 (Kipa) Eine Kirchen- sowie eine Synagogenführung für 21 Imame aus der ganzen Schweiz findet am Mittwoch, 23. Juni, in Zürich statt. Die 21 Imame der Türkisch Islamischen Stiftung für die Schweiz werden am Projekt "Kulturräume entdecken" des Zürcher Instituts für interkulturelle Zusammenarbeit und Dialog teilnehmen. Die Imame besichtigen das Grossmünster und eine Synagoge unter der Leitung von Gemeindepfarrerin und Gemeinderabbiner besichtigen.
Das Resultat der Abstimmung zur Anti-Minarett-Initiative im November 2009 habe erneut gezeigt, dass der Dialog mit den Muslimen sich intensivieren müsse, schreibt das Institut am Dienstag, 22. Juni. Auf Bundes- sowie auf Kantonsebene würden Schritte in diese Richtung gemacht. Trotz der momentan schwierigen Ausgangslage wollen die muslimischen Imame diesen Dialog weiterführen und intensivieren. Der Dialog lebe davon, dass man sich gegenseitig kennenlerne.
Jede Religion schafft ihre eigenen Räume, die sie nach den Regeln und Vorschriften ihres Glaubens gestaltet Diese Kulturräume prägten das Glaubensbewusstsein und erfüllten daneben noch weitere Funktionen, so die Mitteilung. Missverständnisse auszuräumen und die Schwesterreligionen näher kennenzulernen ist das Ziel dieser Führung.
(kipa/com/gs/bal)
"Johannistag" auf der Basler Pfalz und in der Münster-Krypta
Basel, 22.6.10 (Kipa) Wie jedes Jahr lädt die evangelisch-reformierte Münstergemeinde in Basel an einem der längsten Tage des Jahres zum Sonnenaufgang auf die Pfalz, der Terrasse hinter dem Münster über dem Rhein. Anschliessend wird in der Krypta des Basler Münsters des Geburtstags des Heiligen Johannes gedacht. Am 24. Juni ist Sommersonnwende und damit einer der längsten Tage des Jahres, heisst es in einem Communiqué.
Im christlichen Kalender ist an diesem Datum der Geburtstag von Johannes dem Täufer. Für das Basler Münster hat dieser Tag eine zusätzliche Bedeutung, ist die Zentralachse der Kathedrale doch - wie auch die Kleinbasler Theodorskirche und die Dorfkirche von Riehen - nach einer alten Tradition aus keltischer und römischer Zeit auf den ersten Sonnenstrahl dieses Tages ausgerichtet.
Deshalb lädt die Münstergemeinde am Donnerstag um 5 Uhr 30 auf die Pfalz zum Sonnenaufgang, der vom Stadtposaunenchor musikalisch umrahmt wird. Aufgrund der baulichen Ausrichtung scheint die aufgehende Sonne am "Johannistag" jeweils auch durch das unterste Fenster in die Krypta, die aus diesem Anlass für die Gemeinde geöffnet wird. Münsterpfarrer Lukas Kundert stellt den "Sonnengesang" von Franz von Assisi in den Mittelpunkt einer kurzen Morgenandacht in der Krypta.
(kipa/com/gs/bal)
Burka-Verbot Anfang Juli im französischen Parlament
Paris, 22.6.10 (Kipa) Das von der französischen Regierung geplante völlige Verbot der islamischen Burka soll ab 6. Juli im Parlament behandelt werden. Bereits am Mittwoch sollten die zuständigen Ausschüsse der Nationalversammlung mit der Beratung des Entwurfs beginnen, berichteten französische Medien am Dienstag, 22. Juni, unter Berufung auf die Nationalversammlung. Der Senat werde sich im September mit dem Gesetzentwurf befassen.
Laut Gesetzentwurf sollen Frauen, die in der Öffentlichkeit den islamischen Ganzkörperschleier, die Burka, oder den Nikab, tragen, mit umgerechnet rund 200 Franken Strafe sowie einem verpflichtenden Kurs in Staatsbürgerkunde belegt werden. Wer andere zum Tragen der Burka nötigt, soll umgerechnet rund 20.600 Franken Strafe zahlen.
Hochrangige Juristen und Vertreter der muslimischen Gemeinschaft hatten Bedenken geäussert. Staatspräsident Nicolas Sarkozy sagte dagegen, die Regierung beschreite mit dem Gesetz einen "schwierigen, aber richtigen Weg".
Die Nationalversammlung verurteilte das Tragen der Burka bereits in einer rechtlich nicht verbindlichen Entschliessung. Die Abgeordneten nannten im Mai "alle radikalen Praktiken, die gegen Würde und Gleichheit von Männern und Frauen verstossen", unvereinbar mit den Werten des Landes. Dazu gehöre auch der den ganzen Körper verhüllende Schleier.
(kipa/b/bal)
Deutschland: Akademie der Weltreligionen wird am Mittwoch eröffnet
Hamburg, 22.6.10 (Kipa) Die "Akademie der Weltreligionen" an der Universität Hamburg wird am Mittwoch, 23. Juni, offiziell eröffnet. Die bundesweit einzigartige Einrichtung werde sich mit theologischen Fragen der Religionen befassen und dabei Schwerpunkte bei Islam, Judentum, Buddhismus und Alevitentum setzen. Besonderer Wert solle auf Dialog und Vernetzung gelegt werden, erklärte Akademie-Leiter Wolfram Weisse in Hamburg. Die Akademie baut auf dem Interdisziplinären "Zentrum Weltreligionen im Dialog" (ZWID) auf, das sich seit vier Jahren unter Beteiligung international renommierter Wissenschaftler mit verschiedenen Religionen auseinandersetzt, so Weisse, der auch Direktor des "ZWID" ist.
Mit der Gründung der Akademie ist auch die Errichtung und Finanzierung einer Professur für islamische Theologie verbunden. Hamburg folgt damit einer Empfehlung des Wissenschaftsrats, religionsbezogene Wissenschaften mit einem Schwerpunkt auf islamische Theologie weiterzuentwickeln.
"Wir sind überzeugt, dass es wissenschaftlich notwendig und innovativ sowie gesellschaftlich unabdingbar ist, vor allem den Islam, aber auch andere Religionen im Kontext westlicher Gesellschaften zu erforschen", erklärte Weisse. Bei ähnlichen Modellen in Münster, Osnabrück oder Nürnberg ständen meist nur einzelne Religionen im Mittelpunkt, während das Dach der Hamburger Akademie der Weltreligionen "sehr gross zugeschnitten" sei, so der Theologe.
Bei der Eröffnung in Anwesenheit von Vertretern aller Religionen gibt der Religionswissenschaftler eine Einführung in Ziele und Arbeitsweise der "Akademie der Weltreligionen". Der Leiter des Max-Weber-Kollegs für kultur- und sozialwissenschaftliche Studien der Universität Erfurt und Professor im Committee on Social Thought, University of Chicago, Hans Joas, hält den Festvortrag zum Thema "Religiöse Vielfalt und pluralistische Gesellschaft. Chancen und Probleme interreligiöser Verständigung".
(kipa/b/bal)
"Kein Gesetz steht über dem Gebot Gottes"
Von Gabi Fröhlich / Kipa
Jerusalem, 21.6.10 (Kipa) Als sie am vergangenen Donnerstag, 17. Juni, von tanzenden Demonstranten auf den Schultern durch Jerusalem getragen wurden - gekleidet in ihre besten Sabbat-Anzüge - war das für die 35 ultraorthodoxen Männer aus der verschlafenen Siedlung Emmanuel wohl ein unvergesslicher Moment: Als "Märtyrer für den reinen Glauben" gefeiert, traten sie von hunderttausend Gleichgesinnten begleitet eine zweiwöchige Haftstrafe an. Umgeben von einem wogenden Meer schwarzer Hüte erschienen sie am späten Nachmittag bei der zentralen Polizeistation.
Der Fall der Mädchenschule von Emmanuel markiert den bisherigen Höhepunkt im lange angeheizten Konflikt zwischen streng religiösem Judentum und weitgehend säkular geprägtem Staat in Israel. Emmanuel ist eine israelische Siedlung mitten im Westjordanland, ein 2.800-Seelen-Nest mit überwiegend ultraorthodoxer Bevölkerung. Zunächst schien es sich bei der Auseinandersetzung in der Schule "Beit Yaakov" um eine rein interne Angelegenheit der Elternschaft zu handeln: Ein Teil der Eltern - "Aschkenazim", also ursprünglich aus Osteuropa stammend und kulturell deutsch geprägt - befand die Entwicklung an der religiös ausgerichteten Schule als ungut: Die Familien der Schülerinnen würden zunehmend "moderner" und religiös laxer, die geistliche Bildung ihrer Töchter leide darunter.
Um ihre eigenen Mädchen vor dem Umgang mit "schädlichen Einflüssen" wie modernen Massenmedien zu schützen und um die Qualität der religiösen Erziehung zu sichern, gründeten die besorgten "Charedim" ("Gottesfürchtigen") in Absprache mit der Schulleitung einen eigenen Unterrichtszweig in einem leerstehenden Teil der Schule. Um eine Mischung ihrer Kinder mit den restlichen Schülerinnen zu verhindern, wurde eine Trennwand durch den Schulhof gezogen.
Rassismusvorwürfe
Doch 2007 zog die Mutter eines siebenjährigen Mädchens aus Emmanuel vor Gericht, weil ihr Antrag auf Teilnahme am Unterricht im "charidischen" Schulzweig abgelehnt worden war - aus rassistischen Gründen, wie sie mutmasste. Denn, so stellte sie fest, von den aschkenasischen, also europäischstämmigen Bewerberinnen seien 97 Prozent angenommen worden - von den sephardischen, also orientalisch geprägten Bewerberinnen hingegen nur 54 Prozent. Unterstützt wurde die Mutter bei ihrer Klage von Rabbi Yoav Lalum, der mit einer eigenen Hilfsorganisation gegen Diskriminierung sephardischer Kinder an religiösen Schulen kämpft.
Der Fall ging bis vor den obersten Gerichtshof. Die beklagten Eltern wiesen den Vorwurf des Rassismus vehement vor sich: Die Aufnahmekriterien seien rein religiöser Art, argumentierten sie: So gehe es um züchtige Kleidung, treue Befolgung der religiösen Gebote in den Familien sowie die Gebetsform nach der als "reiner" angesehenen aschkenasischen Tradition. Lalum konterte, das sei eine beliebter Vorwand für versteckten Rassismus: Sephardische Familien würden grundsätzlich der religiösen Laxheit verdächtigt und hätten dann in einem demütigenden Verfahren das Gegenteil zu beweisen.
Gefängnisstrafe
Der oberste Gerichtshof folgte dieser Sichtweise, forderte die Beit Yaakov-Schule Anfang dieses Jahres auf, die Trennwände einzureissen und den gemeinsamen Unterricht für alle Schülerinnen wieder einzuführen. Woraufhin die aschkenasischen Eltern ihre Töchter von der Schule nahmen und woanders unterrichten liessen. Der vorsitzende Richter des obersten Gerichtshofs, Edmund Levy, zeigte sich erschüttert von so viel Sturheit und forderte Anfang vergangener Woche die aschkenasischen Eltern in einem bis dato einmaligen Vorgang ultimativ dazu auf, ihre Töchter wieder in den gemeinsamen Unterricht zu schicken. Und verhängte für den Fall der Weigerung eine zweiwöchige Gefängnisstrafe. Anzutreten am Donnerstag.
Die aschkenasischen Eltern reagierten empört und stellten klar, dass für sie das "Gebot Gottes über jedem anderen Gesetz" stehe. In diesem Fall sei das Absitzen der Haftstrafe für sie eine Ehre, um den Vorrang des Glaubens öffentlich kundzutun. Ihr Weg zum Jerusalemer Polizeiquartier am Donnerstag wurde zum Triumphzug mit mehr als Hunderttausend auf den Strassen, angeführt von prominenten aschkenasischen Rabbinern. Zu den befürchteten Zwischenfällen - die israelische Polizei hat durchaus schlechte Erfahrung mit randalierenden Religiösen - kam es dabei jedoch nicht.
Zerrissene Gesellschaft
Der Fall wirft ein grelles Licht auf die Zerrissenheit der israelischen Gesellschaft: So bilden etwa die ultraorthodoxen Juden längst nicht jene homogene Masse, als die ein Aussenstehender sie gerne ansieht. Die verbreitete Diskriminierung der südländischen Juden im religiösen Milieu scheint dabei etwas zu sein, womit die Sephardim sich genauso wie andere jüdische Gruppierung orientalischer oder afrikanischer Prägung arrangiert haben: Die Ausbildung und Lebensweise der "Weissen" gilt auch bei ihnen generell als höherrangig - praktisch alle prominenten Sephardim, wie etwa die die Führung der sephardischen Shas-Partei, schicken ihre Kinder auf aschkenasische Schulen. Darum war es nicht verwunderlich, dass auch der geistliche Führer der Shas-Partei, Rabbi Ovadia Yosef, das Vorgehen der sephardischen Kläger im Fall der Emmanuel-Schule kritisierte: Der Streit hätte aussergerichtlich gelöst werden müssen, meinte er.
So eskalierte der Streit an der Emmanuel-Schule jedoch zum "dramatischsten Staats-Religions-Konflikt in der israelischen Geschichte", wie Kommentatoren es nannten. Denn die überwiegend säkulare Gesellschaft schaut seit Jahrzehnten mit wachsendem Unmut dem steigenden Einfluss des religiösen Sektors in Israel zu. Hatte Staatsgründer David Ben Gurion die Religiösen noch als ein aussterbendes Phänomen angesehen und ihnen darum recht sorglos zahlreiche Konzessionen zugestanden, um ihre Zustimmung zum Staat Israel zu gewinnen - sehen die Säkularen heute die kinderreichen Ultraorthodoxen zunehmend als Bedrohung an. Dass die streng Religiösen etwa keinen Militärdienst ableisten müssen, wird als grundlose Bevorzugung kritisiert.
Auch das religiöse Schulsystem wird unter Säkularen mit Argwohn betrachtet: Die religiösen Schulen sind vom generellen Prüfungssystem ausgenommen und folgen einem ganz eigenen Lehrplan. Gelehrt wird vor allem, was für das Thora-Studium gebraucht wird - Lesen, Schreiben. In naturwissenschaftlichen und anderen Fächern hingegen bleiben die ultraorthodoxen Kinder auf einem denkbar niedrigen Niveau. Damit fallen sie für den regulären Arbeitsmarkt praktisch aus; ein völlig dem Thora-Studium gewidmetes Leben ist vorprogrammiert. Und damit ein Leben von Sozialhilfe - als "Schmarotzer", wie sie von Säkularen beschimpft werden. 

Dass die finanzielle Staatsbeihilfe für ältere Studenten mit Familie ab 2011 gestrichen werden soll, war eine erste schlimme Nachricht in diesem Jahr für die Religiösen - die unter liberalen Juden grossen Beifall fand.

Dass auch die "Beit Yaakov"-Schule zu hundert Prozent vom Staat finanziert wird, ist für Richter Edmud Levy ein Grund mehr, dass der Staat auch gewisse Grundkriterien für den Schulalltag bestimmen kann - wie etwa das Verbot jeglicher Diskriminierung von Kindern dunkler Hautfarbe. Dass diese Kriterien aus Sicht der "Charedim" die "religiöse Unversehrtheit" ihrer Kinder gefährden, zeigt, welch unterschiedliche Weltanschauungen im "jüdischen Staat" Israel aufeinander prallen.
Um Kompromiss bemüht
Richter Levy signalisierte dabei zuletzt trotz wüster Beschimpfungen durch die Demonstranten im Stil von "Nazi-Richter" eine gewisse Kompromissbereitschaft: Die 22 verurteilten aschkenasischen Familienmütter, die ebenfalls in Jerusalem zum Haftantritt hätten erscheinen müssen, waren nicht bei der Polizeistation angetreten. Die Polizei stand schon startklar für Hausdurchsuchungen und Verhaftungen in Emmanuel, da verschoben die Richter den Zeitpunkt des Haftantritts für die vermissten Damen bis auf Weiteres - am 22. Juni soll in einer weiteren Verhandlung über den Umgang mit den Haftverweigerinnen entschieden werden.
Allerdings hatten die "Charedim" von Anfang an betont, dass das Absitzen einer Gefängnisstrafe gegen die Würde der Frauen verstosse und deshalb die Mütter nicht ins Gefängnis gehen würden. Ihr Rabbiner habe das so bestimmt. Das säkulare Israel reagiert empört auf so viel "Anmassung": Der Kommentator der linksliberalen Zeitung Haaretz forderte die Richter am Sonntag auf, dem Druck der Ultraorthodoxen nicht nachzugeben - Gesetzeshüter und Staat stünden jetzt vor einer richtungsweisenden Entscheidung für die Zukunft der israelischen Gesellschaft: "21. Jahrhundert oder Emmanuel".
(kipa/b/ak)
Zürich: Atheistische Organisation gegründet
Zürich, 21.6.10 (Kipa) Eine neue atheistische Organisation in Zürich will ein Gegengewicht zum stark organisierten Auftritt religiöser Gruppierungen bieten. Gegründet hat sie der Physiker Patrik Eschle (Uster), wie der Landbote am Montag, 21. Juni, berichtete. Der Organisation, die eine enge Zusammenarbeit mit der Zürcher Sektion der Freidenker-Vereinigung anstrebt, gehören rund 40 Mitglieder an.
Religiöse Gruppierungen träten stark formiert auf, deshalb müssten auch die Atheisten organisiert auftreten, wenn sie deren Einfluss etwas entgegensetzen wollten, äusserte sich Eschle gegenüber der Zeitung. Der Physiker macht eine "massive Präsenz des Religiösen im öffentlichen Raum aus", die in jüngster Zeit noch zugenommen habe.
Die von ihm neugegründete Atheisten-Organisation soll nach Angaben Eschles "einfach wachsam sein, auf überbordende religiöse Tendenzen und Gruppierungen jedwelcher Couleur - egal ob islamisch-fundamentalistisch oder christlich-kreationistisch - aufmerksam machen und uns mit Stellungnahmen an der Diskussion von Religionsfragen beteiligen". Längerfristig hält Eschle ein Engagement im Erziehungsbereich denkbar, als "Gegenangebot zur Indoktrination durch kirchliche Veranstaltungen".
Dabei gehe es ihm nicht ums Missionieren. Eschle: "Wer gläubig ist, soll gerne gläubig bleiben. Glauben, im Privaten, ist gut - gleich gut wie Minigolfspielen." Er wünsche sich keine wertfreie Gesellschaft, sondern eine Gesellschaft, "die auf den Menschenrechten, wissenschaftlicher Vernunft und Logik" gründe und in der für "Irrationalitäten" kein Platz sei.
(kipa/lb/ak/gs)
16 Uhr: Die Gassenküche Luzern organisiert einen Apéro für 110 Personen
Wo Menschen von der Gasse sich als Teil der Gesellschaft spüren dürfen
Von Barbara Ludwig / Kipa
Luzern, 21.6.10 (Kipa) Vier Uhr nachmittags in der Gassenküche Luzern. Gerade erst ist das Kernteam des Projekts "Öffentlich-genüsslich" angekommen. Zwei Frauen und zwei Männer im Alter zwischen 40 und 55: Menschen von der Gasse, ausgewählt aus den 100 bis 150 Klienten, die pro Tag die Gassenküche aufsuchen, um zu Mittag zu essen oder Bekannte zu treffen. "Öffentlich-genüsslich" ist ein Catering-Service der Gassenküche Luzern, die vom Verein kirchliche Gassenarbeit getragen wird. Das Besondere daran: Es sind Menschen von der Gasse - ausgegrenzte Drogenabhängige oder Arbeitslose -, die die Mahlzeiten zubereiten und die Gäste bedienen, zusammen mit Angestellten der Gassenküche.
Arjen Faber (41), Leiter der Gassenküche, informiert zunächst die Mithilfen - so heissen Klienten, die im Projekt mitarbeiten - über den heutigen Anlass: Speziell ist er, weil 110 Personen erwartet werden, viel mehr als bei üblichen Anlässen. Angefragt hat das Drogenforum Innerschweiz (DFI), das eine abendliche Info-Veranstaltung durchführt. Einfach ist der Anlass, weil es nur einen Apéro vorzubereiten gilt. Der Catering-Service "Öffentlich-genüsslich" bietet ansonsten ganze Menüs an, von Burgundergeschnetzeltem mit Reis über Gschwellti bis zu Rindsfilet Stroganoff.
Die Mithilfen tragen die Tische hinaus und stellen die Stühle im Halbkreis auf. Die Angestellten der Gassenküche rauchen währenddessen auf der Terrasse, gewöhnliche Zigaretten. Im oberen Stockwerk neben dem Fixerraum wird allerdings noch anderes geraucht.
"Nicht zu Hause rumhocken"
Roger Blaettler (53), der Koch und Metzger gelernt hat und seit vier Jahren bei "Öffentlich-genüsslich" im Kernteam mitarbeitet, interessiert das nicht. "Ich weiss, es gibt viele hier, die Drogen nehmen. Ich habe damit nichts zu tun. Muss jeder selber wissen. Ich mache meinen Job hier", sagt der hagere Mann mit der roten Dachmütze und dem Tattoo am Arm.
Man glaubt es ihm gerne, wenn man ihm beim Füllen der Lachspastetchen zuschaut. Gebückt steht er da, konzentriert. Mit der rechten Hand hält er den Dressiersack mit Meerrettichschaum, die linke führt die Tülle. Zum Schluss setzt er auf jedes Pastetchen ein Stückchen Lachs.
35 Jahre lang hat er im Gastgewerbe gearbeitet, 20 davon in Asien, "in den besten Hotels" schwärmt Arjen Faber. Vor vier Jahren verlor Roger Blaettler seine Stelle in einem Hotel in Engelberg OW. Es war sein letzter Job in der Privatwirtschaft. Im Projekt "Öffentlich-genüsslich", wo Mithilfen 15 Franken pro Stunde bekommen, mache er aus "finanziellen und psychischen Gründen" mit. "Ich kann nicht zu Hause rumhocken."
Zuverlässigkeit ist gefragt
Roger Blaettler ist eine feste Stütze im Kernteam. Wer dort dabei sein will, muss "absolut zuverlässig" und "verantwortungsbewusst" sein, so Arjen Faber. "Die grösste Schwierigkeit bei der Rekrutierung ist die Frage, ob die Leute auch zuverlässig sind." Vom Kernteam erwarte er die Kernkompetenzen, die man im normalen Arbeitsleben brauche. Er wolle aber nicht nur mit Menschen arbeiten, die bereits über diese Kompetenzen verfügen. Auch andere sollen eine Chance bekommen. Wer ins Kernteam will, muss sich zunächst bewähren.
Ein Anwärter fürs Kernteam
Pius Kreienbühl (48) ist ein solcher "Anwärter" fürs Kernteam. Der gelernte Elektriker verlor 2001 seine feste Stelle und lebt heute von der Sozialhilfe. Im Alter von 23 Jahren konsumierte er erstmals Heroin. Derzeit ist er in einem Methadonprogramm, nicht das erste Mal. Jeden Tag besuche er die Gassenküche. Aber eigentlich sollte man "solche Orte meiden", wenn man "clean" bleiben wolle, sagt der Mann, dessen Locken unter der schwarzen Wollmütze hervorquellen.
Im Projekt "Öffentlich-genüsslich" mache er hauptsächlich aus finanziellen Gründen mit, heute zum dritten Mal. Pius Kreienbühl muss noch gewisse Auflagen erfüllen, bevor er ins Kernteam aufgenommen wird.
Menschenwürde in der Begegnung spüren
Kurz nach sechs Uhr abends sind die Apérohäppchen fertig. Die Frauen räumen die Küche auf. Pius Kreienbühl hilft beim Versorgen der gefüllten Platten in schwarzen Boxen. Um halb sieben kommt der Auftraggeber vom DFI und begrüsst die Mithilfen. Für diese beginnt jetzt eine Pause. Erst um neun Uhr müssen sie den Apéro servieren.
Das ist der Augenblick, in dem die Begegnung zwischen den Gästen und den Mithilfen stattfindet. Für Arjen Faber etwas Wesentliches: "In der Begegnung mit den Gästen können meine Mithilfen ihre Menschenwürde wieder spüren. Sie spüren, dass sie auch zur Gesellschaft gehören. Das ist das wichtigste Ziel des Projekts. Um es zu erreichen, müssen die Menüs gut sein, muss der Service gut sein, muss der Raum gemütlich dekoriert sein."
Separat 1:
Der Catering-Service "Öffentlich-genüsslich"
Seit sieben Jahren bietet die Gassenküche Luzern mit dem Projekt "Öffentlich-genüsslich" einen Catering-Service für Private an. Menschen von der Gasse bereiten die Mahlzeiten zu und bedienen die Gäste, zusammen mit Angestellten der Gassenküche. Das Projekt soll zum einen die Bevölkerung vom Sinn der Gassenarbeit überzeugen. Zum andern soll damit "das Bild vom versifften Drögeler, der nichts will und zu nichts fähig ist, korrigiert werden", sagt Arjen Faber (41), Leiter der Gassenküche. Trägerschaft von "Öffentlich-genüsslich" ist der Verein Kirchliche Gassenarbeit Luzern, an dem sich die römisch-katholische, die evangelisch-reformierte und die christkatholische Kirche beteiligen.
Hinweis: www.gassenarbeit.ch/index.php?sid=26
Separat 2:
24 Stunden katholisch in der Schweiz
Die ersten Morgengebete im Kloster noch vor Tagesanbruch, die Gasse-Chuchi, die am Nachmittag im Catering-Service arbeitet, oder die Seelsorger, die sich um die Gestrandeten der Nacht kümmern: Zu jeder Tageszeit ist die katholische Kirche in der Schweiz aktiv, mit Gottesdiensten und Seelsorgeangeboten, im sozialen Bereich und als Bildungsinstitution. In der Sommerserie 2010 zeichnet die Presseagentur Kipa in vierzehn Beiträgen 24 Stunden im Leben der katholischen Kirche der Schweiz nach.
 (kipa/bal/job)
Zürich: Missionssynode wählt neue Spitze
Zürich, 21.6.10 (Kipa) Mit dem Festgottesdienst im Zürcher Grossmünster und einem Missionsfest ist am Sonntag, 20. Juni, die dritte Missionssynode des evangelischen Schweizer Missionswerks "mission 21" zu Ende gegangen. Das internationale Parlament von Mission 21 hat vorher seine Spitzen neu gewählt. Edwin Mora aus Costa Rica ist der Vorsitzende der Synode, seine Stellvertreterin ist Nina Sahdeva Ndotoni, Präsidentin der Südafrikamission. Der ehemalige Berner Synodalratspräsident Samuel Lutz in den Vorstand von Mission 21 gewählt.
Zum ersten Mal haben die Delegierten der Missionssynode sich ein Thema gegeben, an dem nun dezentral in allen Kontinenten gearbeitet wird: "Wasser des Lebens". Mission 21 will laut Medienmitteilung "Bewusstsein schaffen, wo in Bezug auf Wasser die von Gott gebotene Gerechtigkeit bedroht ist, welcher Lebensstil Bedrohung fördert - und was Kirchen angesichts der Herausforderungen konkret und gemeinsam tun können".
An der Missionssynode wurde auch eine Vereinbarung unterzeichnet, in der die Zusammenarbeit zwischen dem Schweizerischen Kirchenbund SEK und den Missionsorganisationen verbindlich geregelt wird.
(kipa/rna-com/ak)
Libanon: Patriarch besucht Schiiten-Region Bekaa
Beirut, 21.6.10 (Kipa) Der maronitische Patriarch Nasrallah Sfeir hat die schiitisch dominierte Region Bekaa im Libanon besucht. Wie regionale Medien am Montag, 21. Juni, berichteten, war Sfeir Gast der Einweihung einer Kirche in Zahle, der einzigen fast ausschliesslich von Christen bewohnten Stadt in der Region. Der letzte Besuch eines Patriarchen in der an Syrien grenzenden Hochebene liegt nach Auskunft des libanesischen "Daily Star" 72 Jahre zurück.
In den Tagen vor der Bekaa-Visite war es nach Informationen örtlicher Medien zu einem verbalen Schlagabtausch zwischen dem Patriarchen und Führern der Hisbollah-Bewegung gekommen. Der Patriarch warf der Hisbollah mehrfach vor, die besondere Identität des Libanon als "Schnittstelle zwischen Westen und Osten" zu gefährden: "Einzelne Gruppierungen" sähen nur die östliche Identität als legitim an. Der 90-jährige Führer der maronitischen Kirche gilt als erklärter Gegner syrischer und iranischer Einflussnahme im Libanon.
Kritik an Hisbollah
Zudem kritisierte Sfeir wiederholt, dass die Hisbollah eine eigene Miliz parallel zur staatlichen Armee unterhalte; diese werde "von Nachbarn des Libanon aufgerüstet". Am Freitag bezichtigte die Hisbollah-Führung den Patriarchen der Beleidigung. Sfeir hatte Reportern bei einem Frankreich-Besuch erklärt, der Libanon habe "Probleme mit dem Iran und mit der sogenannten Hisbollah". Dies sei ein schwerer Affront, heisst es in der Hisbollah-Erklärung.
Wenige Stunden vor Sfeirs Eintreffen in Zahle explodierte laut Pressebericht in einem örtlichen Geschäft eine Bombe. Ein Mensch starb, zwei wurden verletzt. Ob es sich um einen Unfall beim Bau einer Bombe oder um ein Attentat handelt, sei bislang unklar.
(kipa/b/ak)
Deutschland: Muslime wollen Gefängnis- und Notfallseelsorge
Stuttgart, 21.6.10 (Kipa) Die Muslime wollen künftig in Deutschland vergleichbar den christlichen Kirchen Gefängnis-, Krankenhaus- und Notfallseelsorge betreiben. Vertreter von drei islamischen Dachverbänden in der Bundesrepublik machten am Montag, 21. Juni, vor Journalisten in Stuttgart deutlich, dass es sich um einen Prozess handle, der Jahre dauern werde und an den sich alle gewöhnen müssten.
Marfa Heimbach von der Bundeszentrale für politisch Bildung betonte, für islamische Notfallseelsorge gebe es ein starkes Interesse sowohl bei den Muslimen als auch bei den Kommunen. An den gerade beendeten ersten Kursen für muslimische Notfallseelsorger in drei Bundesländern hätten zusammen 70 Personen teilgenommen.
Dabei habe es sich überwiegend um Multiplikatoren aus den muslimischen Gemeinden und nicht um Imame gehandelt, die Hälfte waren Frauen, so Heimbach. Völlig offen und mutmasslich sehr unterschiedlich sei, wie die Kursteilnehmer in die bestehenden Notfallseelsorgestrukturen der Kirchen integriert werden könnten. Bislang gibt es nur ein ehrenamtliches Engagement einzelner Muslime in Krankenhäusern, Gefängnissen und Notfällen. (kipa/b/ak)
Serbien gründet Interreligiösen Rat
Belgrad, 21.6.10 (Kipa) Das grösste ex-jugoslawische Land Serbien hat am Sonntag, 20. Juni, einen Interreligiösen Rat gegründet. Die neue Institution ist an das serbische Religionsministerium angegliedert und stellt keine unabhängige Körperschaft dar.
Die Mitglieder des Rates sind zurzeit der orthodoxe Bischof Irinej von Backa, der römisch-katholische Erzbischof von Belgrad, Stanislav Hocevar, der Vorsteher der Islamischen Gemeinde in Serbien, Reis-ul-Ulama Adem Zilkic, sowie Rabbiner Isak Asijel von der Jüdischen Gemeinde.
Der Interreligiöse Rat ist laut Medienmitteilung für weitere Nominierungen aus dem Kreis der so genannten historischen Kirchen und Glaubensgemeinschaften in Serbien offen. Zu dieser Gruppe gehören auch noch drei protestantische Kirchen.
Der serbische Religionsminister, Professor Bogoljub Sijakovic, sagte, der Rat solle die Religionsfreiheit fördern, sich zu wichtigen gesellschaftlichen Fragen äussern und verschiedene Formen von Veranstaltungen organisieren. Er solle sich auch mit der Bedeutung der Religionsfreiheit und der "religiösen Kultur" im europäischen Kontext befassen. (kipa/rna-com/ak)
Schweizer Preis für Kapuziner in Kenia
Luzern, 20.5.10 (Kipa) Die Kapuziner in Kenia erhielten den Jurt-Preis für ihre Friedensarbeit am Samstag, 19. Juni, in Luzern. Während den blutigen Unruhen nach den Präsidentschaftswahlen von 2007 gründeten sie Damietta-Friedensinitiative, um Beiträge zur Versöhnung zu leisten. Weil der damalige Leiter der kenianischen Kapuziner, Isidor Peterhans, ein Schweizer war, beschloss die im Kanton Schwyz entstandene Jurt-Stiftung, ihren diesjährigen, mit 25.000 Franken dotierten Preis diesem franziskanischen Friedenswerk zu geben.
An der Feier im Kloster Wesemlin, Luzern, erinnerte Ephrem Bucher als Provinzial der Schweizer Kapuziner daran, dass die Friedensarbeit seit Franz von Assisi zum Kern seines Ordens zählt. In seiner Predigt hielt George Muthaka, der Vizeprovinzial der Kapuziner Kenias, ein flammendes Plädoyer gegen die Gewalt im privaten und gesellschaftlichen Bereich. Der Dialog, dem sich die Damietta-Initiative verpflichtet wisse, sei der einzige Weg zum Frieden und zur dauerhaften Versöhnung.
Die 2001 gegründete Alois und Jeanne Jurt-Stiftung hat als Zweck die "Förderung der öffentlichen Wohlfahrt durch Zuwendungen an Personen und Institutionen, die der römisch-katholischen Kirche nahe stehen und sich in besonderer Weise für die Förderung der religiösen und kulturellen Bildung der Jugend und des Volkes verdient machen". Zu den bisherigen Preisträgerinnen gehören die Baldegger Schwestern, die 2008 für ihre Arbeit in Papua Neu-Guinea ausgezeichnet wurden.
(kipa/wlu/gs)
EVP verzichtet auf Volksinitiative für Religionsartikel
Solothurn, 20.6.10 (Kipa) Der Zentralvorstand der Evangelischen Volkspartei (EVP) verzichtet nach der Vernehmlassung bei Parteigremien und kirchlichen Organisationen auf eine Volksinitiative für einen neuen Religionsartikel in der Verfassung. Gleichzeitig will Nationalrat Walter Donzé die Debatte im Parlament mit einer parlamentarischen Initiative anstossen und die christlichen Werte und den Religionsfrieden sichern.
Der Zentralvorstand der EVP Schweiz hat an seiner Sitzung am Samstag in Solothurn beschlossen, auf die Lancierung einer Volksinitiative für einen neuen Religionsartikel in der Verfassung zu verzichten. Das Anliegen wird zwar nach wie vor als nötig und wichtig erachtet, wie auch eine Vernehmlassung bei Parteigremien und den verschiedensten kirchlichen Organisationen ergab, heisst es in der EVP-Mitteilung.
Über die konkrete Ausgestaltung gehen die Meinungen indessen auseinander. Ohne die breite Unterstützung aller Kantonalparteien und der kirchlichen Verbände wolle der Zentralvorstand aber das grundsätzliche Anliegen nicht gefährden.
(kipa/com/gs)
"Mission 21" setzt auf das Thema Wasser
Zürich, 20.6.10 (Kipa) Das Schwerpunktthema des evangelischen Missionswerkes "Mission 21" für die nächsten Jahre lautet.: "Wassers des Lebens". Dies hat die internationale Missionssynode in Zürich am Freitag, 18. Juni, beschlossen. In den kommenden Jahren wird sich das Missionsnetzwerk in vier Kontinenten mit der Lebensressource "Wasser" befassen.
Zum ersten Mal haben die Delegierten sich ein Thema gegeben, an dem nun dezentral in allen Kontinenten gearbeitet wird: Wo ist Wasser durch den Klimawandel bedroht? Wo ist es durch Umweltverschmutzung gefährdet? Wo führt versiegendes Wasser zu Flüchtlingsströmen? Inwiefern wird durch zunehmende Kommerzialisierung von Wasser das Menschenrecht auf Wasser für die arme Bevölkerung gefährdet?

Mission 21 will Bewusstsein schaffen, wo in Bezug auf Wasser die von Gott gebotene Gerechtigkeit bedroht ist, welcher Lebensstil Bedrohung fördert und was Kirchen angesichts der Herausforderungen konkret und gemeinsam tun können, heisst es in der Medienmitteilung
(kipa/com/gs)
Piusbruderschaft weiht in den USA neun Priester
Winona, 20.6.10 (Kipa) Die traditionalistische Piusbruderschaft hat in den USA erneut unerlaubte Priesterweihen vorgenommen. In ihrem Seminar in Winona im US-Bundesstaat Minnesota seien neun junge Männer zu Priestern geweiht worden, berichtete der Traditionalisten-Informationsdienst DICI am Sonntag, 20. Juni, auf seiner Internetseite. Unter ihnen sei ausser US-Bürgern auch ein Schweizer.
Vorgenommen habe die Weihen der spanische Traditionalisten-Bischof Alfonso de Galarreta. Für Deutschland hatte die Gemeinschaft für kommenden Samstag die Weihe von drei Diakonen zu Priestern im bayrischen Zaitzkofen angekündigt. Der Regensburger Bischof Gerhard Ludwig Müller, in dessen Bistum Zaitzkofen liegt, sprach deswegen von einer "Provokation".
Papst Benedikt XVI. hatte im Januar 2009 die Exkommunikation von vier Bischöfen der Piusbruderschaft, darunter de Galarreta, aufgehoben, um einen Dialog mit der ultrakonservativen Gruppierung zu beginnen. Seither fanden im Vatikan mehrere Gesprächsrunden mit Vertretern der Bruderschaft zur Klärung strittiger Lehrfragen statt.
Die 1969 vom französischen Erzbischof Marcel Lefebvre gegründete Priesterbruderschaft Sankt Pius X. lehnt zentrale Kirchenreformen des 20. Jahrhunderts ab. Sie ist vom Vatikan nicht anerkannt.








(kipa/b/gs)
Fall Mixa sorgt weiter für Spekulationen
Bonn, 20.6.10 (Kipa) Die Umstände der Abberufung des früheren Augsburger Bischofs Walter Mixa bleiben in der Diskussion. Laut Informationen der "Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung" (20. Juni) war der Vorwurf sexuellen Missbrauchs nicht der Grund für Papst Benedikt XVI., Mixas Rücktrittsgesuch anzunehmen. Der Papst habe vielmehr Mixas ursprünglichem, inzwischen revidiertem Ersuchen zugestimmt, weil ihm eine Akte mit schwerwiegenden Vorwürfen gegen den Bischof vorgelegen habe.
Nach Angaben der Zeitung bezogen sich diese Vorwürfe auf eine Alkoholkrankheit Mixas sowie sexuelle Übergriffe auf junge Priester und Priesteramtskandidaten. Dem Bericht zufolge enthält die Akte Zeugenaussagen "aus dem engsten persönlichen Umfeld Mixas" über dessen Lebenswandel. Die Unterlagen seien über die Apostolische Nuntiatur in Berlin nach Rom übermittelt worden. Laut Nachrichtenmagazin "Focus" hatte zudem Benedikt XVI. die deutschen Erzbischöfe Robert Zollitsch und Reinhard Marx im April selbst angewiesen, Mixa zu einer Auszeit zu bewegen. Zunächst sei der Apostolische Nuntius in Deutschland, Erzbischof Jean-Claude Perisset, mit dieser Aufgabe betraut worden. Als Mixa darauf nicht reagierte, habe Benedikt XVI. vier Tage später den Münchner und den Freiburger Erzbischof zu Mixa gesandt, woraufhin dieser seinen Rücktritt erklärte.
Nach Rom beordert
Der Papst schaltete sich laut "Focus" erneut ein, als die Missbrauchsvorwürfe gegen Mixa laut wurden und dieser überdies seinen Rücktritt widerrief. Er habe Marx und Zollitsch nach Rom bestellt und sie veranlasst, Mixa in die Schranken zu weisen.
Laut "Bild am Sonntag" will der ehemalige Augsburger Bischof baldmöglichst seine Dienstwohnung verlassen, die er nach einer Woche wieder nutzte. Er suche jetzt "eine eigene Wohnung oder ein Haus zur Miete", zitiert das Blatt einen Vertrauten Mixas. Der 70-Jährige wolle auch künftig als Priester tätig sein, hiess es.
Unterdessen rief Zollitsch, die Katholiken des Bistums Augsburg zur Einheit auf. Ohne Mixa namentlich zu erwähnen, sprach der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz am Sonntag beim traditionellen Dreihostienfest im oberbayerischen Kloster Andechs davon, dass "innerkirchlich Gräben aufgerissen und Mauern errichtet" würden. Notwendig wäre es stattdessen, Brücken zu bauen.
Mixa hatte am 21. April nach einer wochenlangen Debatte um seine Person dem Papst seinen Rücktritt angeboten. Er war durch Vorwürfe in Kritik geraten, nach denen er als Stadtpfarrer von Schrobenhausen in den 1970er und 1980er Jahren Heimkinder verprügelt und Geld der Trägerstiftung zweckentfremdet haben soll. Nach anfänglichem Abstreiten gab der Bischof körperliche Züchtigungen von Kindern teilweise zu. Ein von der Stiftung eingesetzter externer Sonderermittler bestätigte die Vorwürfe weitgehend. Ein gegen Mixa ebenfalls geäusserter Missbrauchsverdacht erwies sich dagegen schon bald als substanzlos.
(kipa/b/gs)
Aargau: Reformierter Pfarrer von allen Vorwürfen freigesprochen
Zofingen AG, 17.6.10 (Kipa) Das Bezirksgericht Zofingen hat am Donnerstag, 17. Juni, in erster Instanz einen reformierten Pfarrer aus dem Kanton Aargau freigesprochen. Dieser war wegen schwerer sexueller Übergriffe von seiner inzwischen erwachsenen Tochter beschuldigt worden.
Das Gericht erachtete die Beweislage als ungenügend. Es gebe zu wenig Indizien und keine medizinischen Befunde, die auf einen jahrelangen sexuellen Missbrauch hindeuteten, entschied das Gericht nach einer Meldung der Nachrichtenagentur SDA. Damit folgte das Bezirksgericht dem Verteidiger, der für den 48-jährigen Deutschen einen Freispruch verlangt hatte.
Wie die reformierte Landeskirche Aargau am Donnerstag mitteilte, bleibt der Pfarrer bis zum Eintreffen des schriftlichen Urteils beurlaubt. Für die weiteren Schritte im Disziplinarverfahren des Kirchenrates seien einerseits die schriftliche Urteilsbegründung und andererseits die Rechtskräftigkeit des Urteils von Bedeutung, so die Landeskirche. Sobald das Urteil rechtskräftig sei und man wisse, ob die Staatsanwaltschaft gegen das Urteil rekurriere oder nicht, werde der Kirchenrat die Einstellung des laufenden Disziplinarverfahren prüfen.
Der Aargauer Pfarrer war beschuldigt worden, seine inzwischen erwachsene Tochter während mehreren Jahren sexuell missbraucht zu haben. Der Kirchenrat hatte ihn daraufhin von seinen Amtspflichten entbunden und ein Disziplinarverfahren eingeleitet. Vor Bezirksgericht Zofingen AG hatte die Anklage eine Freiheitsstrafe von fünfeinhalb Jahren gefordert.







(kipa/sda-com/archiv/ak)
Bischöfe: Kreuz ist Zeichen des Dialogs
Rom/Glasgow, 18.6.10 (Kipa) Vor der Neuverhandlung des Kruzifix-Urteils vor dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof hat die Italienische Bischofskonferenz Kreuze in Schulen abermals verteidigt. Die Gegenwart religiöser Symbole, insbesondere des Kreuzes, stelle keinen Zwang dar und schliesse niemanden aus, betonten die Bischöfe in einer Stellungnahme von Donnerstag, 17. Juni.
Auch die Schottische Bischofskonferenz sprach sich für eine rechtliche Duldung von Kreuzen in öffentlichen Räumen aus. In dem Strassburger Verfahren stünden Toleranz und Glaubensfreiheit in demokratischen Gesellschaften auf dem Spiel, erklärte der Episkopatsvorsitzende Kardinal Keith O´Brien am Donnerstag.
Im multikulturellen und pluralistischen Europa seien Kirche und Staat klar getrennt; dies anzuerkennen könne jedoch nicht bedeuten, dass man kulturelle Traditionen der einzelnen Länder ablehnen müsse, betonte O´Brien. "Ich hoffe, dass der Europäische Menschenrechtsgerichtshof die Werte der Freiheit und Toleranz bekräftigt, die zu unserem christlichen Erbe gehören", so der Vorsitzende der schottischen Bischöfe.
"Zeichen der Dialogbereitschaft"
Die Italienische Bischofskonferenz hob hervor, das Kruzifix sei Zeichen für die Dialogbereitschaft mit allen Menschen guten Willens. Zudem stehe es für die Hilfe für Notleidende und Bedürftige unabhängig von deren Religion, Ethnie oder Nationalität. Die Bischöfe rufen die Richter auf, die religiöse Befindlichkeit von Christen in der Urteilsfindung zu berücksichtigen.
Eine Grosse Kammer des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs soll am 30. Juni über das umstrittene Kruzifix-Urteil verhandeln. Eine aus sieben Richtern bestehende Kammer des Gerichtshofs hatte im November einer Klägerin aus Italien Recht gegeben, die sich gegen Kreuze in der öffentlichen Schule ihrer Kinder gewandt hatte. Ihrer Klage hatte das oberste italienischen Verwaltungsgericht, der Staatsrat, nicht stattgegeben. Er hatte 2006 entschieden, das Kreuz sei zu einem Symbol für die Werte Italiens geworden.
Das gegenläufige Urteil des Menschenrechtsgerichtshofs stiess vor allem in Italien und bei der katholischen Kirche auf erhebliche Kritik. Wann das Urteil der Grossen Kammer ergeht, ist offen. Im Regelfall vergehen zwischen der mündlichen Verhandlung, wie sie jetzt für Ende Juni angesetzt ist, und der Urteilsverkündung mehrere Monate.
(kipa/b/ak)
Kardinal Kasper feiert Gedenkmesse für Judenretter
Vatikanstadt, 18.6.10 (Kipa) Kurienkardinal Walter Kasper hat in Rom eine Gedenkmesse für zwei Diplomaten gefeiert, die während des Zweiten Weltkrieges Juden vor der nationalsozialistischen Verfolgung gerettet haben. Wie die Vatikanzeitung "Osservatore Romano" am Freitag, 18. Juni, berichtete, nahmen an dem Gottesdienst in der Kirche Santa Maria in Traspontina am Donnerstag, 17. Juni, auch die Präfekten der Glaubenskongregation und der Kleruskongregation, Kardinal William Joseph Levada und Kardinal Claudio Hummes teil.
Gedacht wurde in der Messe des Brasilianers Luis Martins de Sousa Dantas (1876-1954) sowie des Portugiesen Aristides de Sousa Mendes (1885-1954). Die zwei Diplomaten hatten durch die Ausstellung von Visa während des Zweiten Weltkrieges insgesamt mehreren Tausend Juden zur Flucht vor der nationalsozialistischen Verfolgung verholfen. In seiner Predigt hob Kardinal Renato Raffaele Martino, der frühere Präsident des päpstlichen Rates für Gerechtigkeit und Frieden, hervor, dass beide Männer aus ihrem christlichen Glauben heraus gehandelt und sich über die Vorgaben ihrer Regierungen hinweggesetzt hätten, um Menschenleben zu retten.
Mendes war Generalkonsul seines Heimatlandes in Bordeaux; Dantas war an der brasilianischen Botschaft in Frankreich tätig.
(kipa/b/am)
Warum Schweizerinnen und Schweizer zum Islam konvertieren
Wen(n) der Muezzin ruft
Von Barbara Ludwig / Kipa
Bern, 17.6.10 (Kipa) Struppiger Bart, Käppi und langes Gewand. Seit Monaten steht ein Mann - Nicolas Blancho, Präsident des Islamischen Zentralrats Schweiz - für ein Phänomen, das irritiert: Es gibt Schweizer und Schweizerinnen, die sich zum Islam bekehren. Die Religionswissenschaftlerin Susanne Leuenberger geht nach eigenen Schätzungen von insgesamt etwa 10.000 Personen aus. Die Fokussierung der Medien auf Anhänger des fundamentalistischen Zentralrats täuscht indes darüber hinweg, dass die Konvertiten keine einheitliche Gruppe bilden. Der Islam bietet unterschiedliche Anziehungspunkte für unterschiedliche Bedürfnisse, sagt die wissenschaftliche Mitarbeiterin des Instituts für Religionswissenschaft der Universität Bern.
"Da gibt es das Mystische, das Geheimnisvolle, das der Orient und der Islam immer auch repräsentieren. Gleichzeitig gibt es aber auch das Strenge, Konservative, Rückwärtsgerichtete. Der Islam kann einen Gegenpol zur Gegenwart darstellen, der uns wieder in eine bessere Vergangenheit zurückbringen soll beziehungsweise eine alternative Lebensweise bieten kann", erklärt die 32-Jährige, die an einer Dissertation über Schweizer, die zum Islam konvertieren, arbeitet.
Entsprechend vielfältig sieht denn auch die religiöse Praxis der Konvertiten aus: Es gibt solche, die eine fundamentalistische Auslegung des Islam praktizieren. Diese Menschen leben "sehr quellenbezogen", das heisst, sie orientieren sich am Koran, der heiligen Schrift, und der Sunna, also der Art und Weise, wie der Prophet Muhammad lebte. Den Islam schätzen sie als Praxis, die den ganzen Tag strukturiert und moralische Anleitung für die Gestaltung des Alltags bietet.
Attraktive islamische Mystik
Am anderen Ende des Spektrums stehen die Menschen, die über die islamische Mystik, den Sufismus, Zugang zum Islam finden. In der Schweiz gibt es etwa den Mevlevi-Orden, zu dessen Leitung der Scheich Peter Hüseyin Cunz gehört. Auch der Naqshbandi-Orden zieht laut Susanne Leuenberger viele Konvertiten an. "Hier geht es um das Erleben von Einheit mit Gott über eine körperliche Praxis." Ihre Abgrenzung der Formen islamischer Praxis sei aber "sehr idealtypisch", betont die Forscherin. "Meistens handelt es sich um Mischformen."
So vielfältig wie die religiöse Praxis ist auch die religiöse Herkunft der Konvertiten: Aus Katholiken, Protestanten und evangelikalen Christen werden Muslime, aber auch aus Atheisten und Esoterikern. Susanne Leuenberger: "Alles ist vertreten. Allerdings macht sich die frühere religiöse Orientierung bemerkbar in der Art und Weise, wie Konvertiten mit dem Islam umgehen, wie sie ihn erleben." Konvertiten christlicher Herkunft können etwa an Gemeinsamkeiten anknüpfen, wenn sie feststellen, dass die alttestamentlichen Propheten auch im Islam vorkommen.
Beziehungen führen zur Konversion
Zur Konversion führen in den meisten Fällen Beziehungen. Gemäss einer skandinavischen Untersuchung sind 91 Prozent aller Konversionen auf Bekanntschaften zurückzuführen. Oft ist die Liebe zu einem Mann, einer Frau ausschlaggebend. Andererseits ist gerade die Ehe aus rechtlichen Gründen Anlass für zahlreiche Konversionen ohne innere Überzeugung. Gemäss islamischem Eherecht darf eine Muslimin keinen Nicht-Muslim heiraten. Gewisse Schweizer Männer konvertieren nur, um die Ehe mit einer Muslimin eingehen zu können, üben die Religion dann aber nicht aus.
Religion wirkt durch Schönheit
"Religionen haben ihre Ästhetik", lautet der erste Satz im Vorwort von Navid Kermanis Buch "Gott ist schön. Das ästhetische Erleben des Koran" (1999). Sie binden ihre Anhänger "weniger durch die Logik ihrer Argumente als die Ausstrahlung ihrer Träger, die Poesie ihrer Texte, die Anziehung ihrer Klänge, Formen, Rituale, ja ihrer Räume, Farben, Gerüche", schreibt der in Köln lebende Schriftsteller und Orientalist weiter.
Neben Bekanntschaften können auch "ästhetische und emotionale Erlebnisse" am Anfang einer Bekehrung stehen, bestätigt Susanne Leuenberger. So hätten ihr einige Konvertiten erzählt, der Ruf des Muezzins, den sie während eines Urlaubs in einem muslimischen Land hörten, habe sie sehr beeindruckt. Faszinieren könne auch die Koranrezitation oder die islamische Baukunst.
Nennen Konvertiten auch Unterschiede zum gelebten Christentum oder zur christlichen Theologie als Motiv für ihren Übertritt zum Islam? Susanne Leuenberger bejaht die Frage, betrachtet die jeweiligen Aussagen der Konvertiten jedoch kritisch. Es sei schwierig zu wissen, ob der Konvertit seine Sichtweise zum Zeitpunkt der Konversion darstellt oder auf "islamische Narrative der Abgrenzung vom Christentum" zurückgreift: "Da gibt es zum Beispiel das Problem der Dreifaltigkeit. Viele Konvertiten sagen mir, sie hätten das Prinzip der Dreifaltigkeit nie begriffen. Das ist aber ein Stereotyp, das einem jeder Muslim, den man kennenlernt, so erzählt."
Logischer Islam?
Oft werde der Islam als "logisch" bezeichnet, während dem Christentum Unlogik vorgeworfen werde. Der Islam werde als logisch erlebt, weil er kein "Mysterium" kenne. Alles sei klar, so auch der Status des Propheten. Zudem sei alles belegt, machen die Konvertiten geltend.
Diese Aussage bezieht sich auf das ausgeklügelte islamische System der Tradierung, wonach zum einen der Koran als Gottes Wort vom Himmel herabgesandt wurde und dadurch - im Gegensatz zur Bibel mit ihren menschlichen Autoren - vor Fälschungen gefeit sei und zum andern auf die "einwandfrei belegte Sunna" (Prophetentradition). Eine angebliche Aussage oder Handlung des Propheten musste demnach durch eine bestimmte Anzahl Aussagen von Zeugen oder Tradenten bestätigt werden; zudem mussten auch die Tradenten von Prophetenüberlieferungen einem bestimmten Kriterienkatalog genügen, erklärt die Religionswissenschaftlerin.
Im Allgemeinen stehe die Dogmatik jedoch bei den meisten Konvertiten nicht im Vordergrund, relativiert Susanne Leuenberger diese Aspekte. "Die Menschen kommen über Gefühle zum Islam." Gefühle, die sich etwa regen, wenn der Ruf des Muezzins zum Gebet ertönt.










(kipa/bal/am)
Radio Gloria zum Sendestart von Radio Maria in der Deutschschweiz:
"Wir haben das Know-how, sie die Finanzen"
Zürich/Baldegg LU, 17.6.10 (Kipa) Die Ankündigung, dass Radio Maria ab September 2010 auch aus der Deutschschweiz senden werde, kam für das bereits seit sechs Jahren sendende katholische Radio Gloria überraschend. "Dies ist für uns eine neue Situation, wir müssen versuchen, damit umzugehen", bestätigte Radio-Gloria-Gründer Peter Galliker, am Donnerstag, 17. Juni, auf Anfrage.
Seit 2008 sendet das privat initiierte Radio Gloria aus Baldegg im 24-Stunden-Betrieb. Den Schweizer Radio-Markt entdeckt hat nun auch die Weltfamilie Radio Maria. Vor rund einem halben Jahr habe Radio Maria beim Churer Bischof Vitus Huonder angeklopft, erklärt Peter Galliker, Gründer und Präsident des Vereins Radio Gloria, gegenüber der Kipa.
Im April wurde der Verein Radio Maria Deutschschweiz als Non-Profit-Organisation für wohltätige Zwecke mit Sitz in Adliswil ZH in das Schweizer Handelsregister eingetragen. Radio Gloria sei durch das Auftreten von Radio Maria "mehr oder weniger überfahren worden", so Galliker. Man stehe aber in engem und freundschaftlichem Kontakt und strebe eine Zusammenarbeit an.
Zusammenarbeit läuft auf Fusion hinaus
In einer ersten Phase wird der Deutschschweizer Ableger Radio Maria das Programm von Radio Gloria übernehmen. Nach dem Sendestart von Radio Maria am 8. September ist ein stundenweiser Programmaustausch geplant, so Galliker. Längerfristig wird es nach Einschätzung des Radio Gloria-Gründers zu einem Zusammenschluss beider Radiosender kommen. Wann und wie dies der Fall sein werde, sei zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht klar. "Radio Gloria verfügt über die Technik, das Know-how und das Programm, Radio Maria durch die Weltfamilie über die Finanzen", so Galliker gegenüber der Kipa.
Private Initiative
Radio Gloria existiert seit Juni 2004. Der Privatsender, der mit seinem christlichen Programm einen Beitrag zur Neuevangelisierung der Schweiz leisten möchte, finanziert sich nach eigenen Angaben vollumfänglich aus Spenden und Sponsorengeldern. Zu den Unterstützern der Initiative gehört der Basler Diözesanbischof Kurt Koch. Erfreut zeigt sich Galliker, dass die Schweizer Bischöfe auch durch den Einfluss der Weltfamilie Radio Maria inzwischen wahrgenommen haben, "dass es Radio Gloria gibt" und dass das Radio als Medium der Evangelisierung genutzt werden könne.






(kipa/ak/bal)
Gründung der Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen
Bern, 17.6.10 (Kipa) Der Reformierte Weltbund und der Reformed Ecumenical Council schliessen sich am Freitag, 18. Juni, in Grand Rapids (USA) zur Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen zusammen. Die Schweizer reformierten Kirchen sind durch den Schweizer Evangelischen Kirchenbund vertreten, heisst es in einer Medienmitteilung des Kirchenbundes (17. Juni).
Eine 22-köpfige Delegation des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes, unter ihnen der Ratspräsident Thomas Wipf und sein designierter Nachfolger Gottfried W. Locher, wird an der Generalversammlung vertreten sein. Teilnehmen werden mehr als 200 Kirchen aus über 100 Ländern. Für Thomas Wipf bedeute der Zusammenschluss einen "theologischen Meilenstein", so die Mitteilung, da die Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen gegenseitig die Taufe anerkennen und gegenseitige Kanzel- und Abendsmahlgemeinschaft gewähren werden. Die neu gegründete Weltgemeinschaft wird ihren Sitz im Ökumenischen Zentrum in Genf haben.
(kipa/com/am/ak)
Brot für alle ist Mitglied von ACT Alliance
Bern, 17.6.10 (Kipa) Der Entwicklungsdienst der Evangelischen Kirchen der Schweiz "Brot für alle" ist neu Mitglied des internationalen kirchlichen Netzwerkes ACT Alliance, so die Medienmitteilung vom 17. Juni. Bei ACT Alliance handelt es sich um eines der grössten Bündnisse für humanitäre Arbeit und Entwicklungshilfe weltweit.
Das gemeinsame Engagement der protestantischen und orthodoxen Kirchen umfasse 160 Mitglied-Kirchen mit über 40.000 Mitarbeitenden und habe einen finanziellen Umfang von über 2 Milliarden Franken, so die Mitteilung. Das Ziel der ACT Alliance ist die noch effektivere Koordinierung der weltweiten Arbeit und nachhaltigen Hilfe der Kirchen.
ACT Alliance ist im Januar 2010 aus der Vereinigung des globalen Nothilfe-Bündnisses ACT International und des Entwicklungshilfe-Netzwerks ACT Development entstanden.
(kipa/com/am/ak)
Evangelische Allianz lehnt Adoptionsrecht für homosexuelle Paare ab
Zürich, 17.6.10 (Kipa) Jedes Kind hat das Recht auf eine Mutter als weibliche und einen Vater als männliche Bezugsperson. Diese Ansicht vertritt die Schweizerische Evangelische Allianz (SEA), die sich in einer Medienmitteilung vom Donnerstag, 17. Juni, gegen ein Recht auf Adoption für homosexuelle Paare ausspricht. Die Bewegung von Christen aus reformierten Landeskirchen und evangelischen Freikirchen gewichtet dieses Recht des Kindes stärker als den "Wunsch nach Selbstverwirklichung" homosexueller Paare. - Vor zwei Tagen wurde in Bern eine Petition an Bundesrat und Parlament eingereicht, die ein Recht auf Adoption auch für gleichgeschlechtliche Paare fordert.
Die SEA argumentiert mit möglichen negativen Auswirkungen auf die Identitätsbildung eines Kindes, das bei einem homosexuellen Paar aufwächst. Sie zeigt sich erstaunt, dass nur wenige Jahre nach dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare die vollständige Angleichung der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft gefordert wird.
Die vom Komitee Familienchancen, einem im Juni 2009 gegründeten Verein, lancierte Petition wurde nach Vereinsangaben von 19.380 Personen unterzeichnet. In der Petition fordern sie die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Paare mit Ehepaaren in Bezug auf Elternrechte und Adoption sowie die rechtliche Gleichstellung von Kindern, die in eingetragenen Partnerschaften aufwachsen, mit Kindern, die in Ehegemeinschaften aufwachsen. Bei der Ausgestaltung des Adoptionsrechts soll zudem auf das "Wohl des Kindes" abgestellt werden und "nicht auf den Zivilstand und die sexuelle Orientierung der adoptionswilligen Personen und Paare".
Mehrere Schwulen- und Lesbenorganisationen sowie zahlreiche Politiker und Politikerinnen, vornehmlich der Sozialdemokratischen Partei und von den Grünen, unterstützen die Petition.





               (kipa/com/bal/ak)
Jüdische Organisation kritisiert Hinweispflicht für Schächtung
London, 17.6.10 (Kipa) Die vom Europaparlament verabschiedete Kennzeichnungspflicht von Lebensmitteln hat Kritik von jüdischer Seite ausgelöst. Die geforderte Angabe über "Schlachtung ohne Betäubung" sei diskriminierend, sagte Henry Grunwald von der britischen Lobby-Organisation "Shechita UK" am Mittwoch, 16. Juni. Der Verband tritt für die traditionelle jüdische Schlachtmethode des Schächtens ein.
Grunwald betonte laut der Zeitung "The Jewish Chronicle", die jüdische Gemeinschaft befürworte Informationen über die Herkunft von Lebensmitteln. Fairerweise müsste die Etikettierung von Fleischwaren aber auch angeben, ob die Tiere "durch Elektroschocks, Erschiessung, Vergasung oder Keulung" getötet worden seien. Nötig sei ferner ein Hinweis auf die "Millionen Tiere, die fehlerhaft betäubt wurden". Die Abgeordneten im Brüsseler Europaparlament hatten am Mittwoch mit grosser Mehrheit dafür gestimmt, detaillierte Nährwertangaben für Lebensmittel einzuführen. Fleischprodukte sollen daraufhin gekennzeichnet werden, wo die verarbeiteten Tiere geboren, aufgezogen und geschlachtet wurden. Ein Gesetz ist frühestens im Frühjahr 2011 zu erwarten.  
                    (kipa/b/am/ak)
Aargau: Parlamentskommission will nationales Verhüllungs-Verbot
Aarau, 16.6.10 (Kipa) Statt einem reinen Burka-Verbot soll der Kanton Aargau mit einer Standesinitiative vom Bund ein nationales Verhüllungsverbot im öffentlichen Raum fordern. Die Kommission für öffentliche Sicherheit des Aargauer Grossen Rates (SIK) will die im Mai für erheblich erklärte Standesinitiative breiter fassen, meldete die Nachrichtenagentur SDA am Mittwoch, 16. Juni.
Der Aargauer Grosse Rat hatte sich am 4. Mai mit 89 zu 33 Stimmen dafür ausgesprochen, vom Bund ein Burka-Verbot auf nationaler Ebene zu fordern. Die mit der Ausarbeitung der Standesinitiative befasste SIK hat sich nach SDA-Angaben für eine Ausweitung zu einem allgemeinen Verhüllungsverbot ausgesprochen. Unter Strafandrohung soll demnach im öffentlichen Raum das Tragen von Kleidungsstücken, die das Gesicht ganz oder hauptsächlich verhüllen, verboten werden. Ausnahmen für Winterkleidung oder einheimisches Brauchtum sollen berücksichtigt werden.
Kommissions-Präsidentin Brunette Lüscher (SVP) begründete den SIK-Entscheid laut SDA damit, dass das Verbot eines bestimmten Kleidungsstücks äusserst willkürlich wäre und dem Diskriminierungsverbot widerspräche. - Der Entscheid, ob die Standesinitiative beim Bund eingereicht wird, liegt nach Anhörung des Regierungsrats beim Kantonsparlament.
(kipa/sda/archiv/ak/gs)
Pariser Polizei untersagt antiislamische Veranstaltung
Paris, 16.6.10 (Kipa) Die Polizei in Paris hat eine für Freitag, 18. Juni, geplante "Wurst und Wein"-Veranstaltung im von zahlreichen Muslimen bewohnten 18. Stadtbezirk untersagt. Das Ereignis könne die öffentliche Ordnung stören, zitierten französische Medien am Mittwoch aus der Begründung.
Ausländerorganisationen und mehrere Parteien hatten der auf sozialen Netzwerken im Internet beworbenen Veranstaltung vorgeworfen, bewusst auf Ausgrenzung zu setzen. Mit Schweinefleisch und Alkohol seien Muslime und Juden automatisch von der Teilnahme ausgeschlossen.
Die Veranstalter wollten dagegen protestieren, dass zu muslimischen Freitagsgebeten ganze Strassenzüge durch Gläubige blockiert werden. Sie beklagten eine "faschistische islamische Offensive" in Frankreich. Laut Medienberichten standen sowohl rechtsextreme Vereinigungen als auch linke atheistische Gruppen hinter der Initiative. Der Rektor der Grossen Moschee in Paris, Dalil Boubakeur, lud am Dienstag alle Muslime des 18. Stadtbezirks ein, das Freitagsgebet in dieser Woche in seiner Moschee zu vollziehen.
In Frankreich hatte es in den vergangenen Monaten zahlreiche in sozialen Netzwerken organisierte Trink-Veranstaltungen gegeben. Die oftmals nicht mit den Behörden abgestimmten Spontan-Feten lösten Debatten aus, weil sie häufig in exzessivem Alkoholkonsum mündeten.
(kipa/b/ak)
Streit um religiöse israelische Mädchenschule eskaliert
Jerusalem, 16.6.10 (Kipa) Ein Streit um eine jüdisch-religiöse Mädchenschule in der israelischen Siedlung "Emmanuel" im Westjordanland ist vor dem obersten Gerichtshof Israels eskaliert. Die Richter bezeichneten Teile der Elternschaft bei der Urteilsverkündung am Dienstagabend, 15. Juni, als "rassistisch", weil sie sich weigerten, ihre Töchter gemeinsam mit sephardischen Mädchen in den Unterricht zu schicken. Sollten sie bei ihrer Haltung bleiben, drohe Gefängnisstrafe, so die Richter.
Vor dem Gerichtssaal kam es laut örtlichen Medienberichten vom Mittwoch zu empörten Protesten der aschkenasischen Eltern. Die kulturell deutsch geprägten Aschkenasim stammen aus Mittel- und Osteuropa, während die Sephardim ursprünglich auf der iberischen Halbinsel beheimatet waren. Nach ihrer Vertreibung um 1500 lebten sie jedoch vorwiegend in arabischen Ländern.

Die aschkenasischen Eltern hatten in der Mädchenschule eine Trennung zwischen ihren und den sephardischen Schülerinnen erzwungen. So waren unter anderem Trennwände im Schulhof gebaut worden. Nach einer früheren Aufforderung des obersten Gerichtshofs, die Trennung aufzuheben, hatten sie ihre Töchter von der Schule genommen und eine staatlich nicht genehmigte Privatschule gegründet.
Negativer Einfluss befürchtet
Die aschkenasischen Eltern bestanden laut Medienberichten vor Gericht darauf, dass die Trennung keinen rassistischen sondern einen rein religiösen Ursprung habe. So schauten die sephardischen Mädchen zu Hause offensichtlich Fernsehen und ihre Eltern rauchten auch am Sabbat. Sie fürchteten daher einen negativen Einfluss auf die religiöse Erziehung ihrer Kinder.
Mit der Trennung in der Schule seien sie einer rabbinischen Weisung gefolgt, die grösseres Gewicht habe als ein Gerichtsurteil, so die Angeklagten. Sie kündigten an, sich eher der Gefängnisstrafe zu unterwerfen, als der Aufforderung der Richter zu folgen.
(kipa/b/ak)
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